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MITTELSTANDS- UNO 
WIRTSCHAf • 

DER CDU/CSU 

„Renaissance der 
Sozialen Marktwirtschaft" 

Unter diesem Motto feier- 
te die Mittelstands- und 

Wirtschaftsvereinigung 
der CDU/CSU auf dem Pe- 
tersberg nahe Bonn ihren 
50. Geburtstag. 

Die MIT erinnerte damit 
ar> das maßgeblich von Lud- 
wi8 Erhard entwickelte Kon- 
2ept der Sozialen Marktwirt- 
Schaft, das Grundlage für 
das   deutsche   Wirtschafts- 

wunder nach dem Zweiten 
Weltkrieg wurde. Dieses 
Ordnungsmodell wurde an- 
lässlich der Jubiläumsfeier 
auch als wirtschaftpoliti- 
scher Kompass für zukünfti- 

ges Regierungshandeln her- 
ausgestellt. 

Zum Festabend waren 
rund 350 Gäste aus dem ln- 
und Ausland angereist. Ne- 
ben vielen ehrenamtlich en- 
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gagierten Mitgliedern, die 
die MIT repräsentieren und 
der Bundesvereinigung mit 
ihrer Arbeit den Rücken stär- 
ken, konnte der MIT-Bun- 
desvorsitzende, Josef Schlar- 
mann, auch den Präsidenten 
der europäischen Mittel- 
standsvereinigung SME-Uni- 
on, Christoph Leitl, begrü- 
ßen. Als Gastredner trat der 
Ministerpräsident des Lan- 
des Nordrhein-Westfalen, 
Jürgen Rüttgers, ans Mikro- 
fon. Er blickte vor allem an 
die Anfänge der Mittel- 
standsbewegung in der CDU 
im Rheinland und in Westfa- 
len zurück. 

Zum Auftakt des zweiten 

Tages erinnerte der MIT- 
Bundesvorsitzende an Lud- 
wig Erhards ordnungspoliti- 

sche Vermächtnis: „Er war 
sehr wohl für sozialen Aus- 
gleich und sprach sich dafür 
aus, Menschen, die wirklich 
in Not sind, zu helfen. Er 
wehrte sich aber gegen die 
Überdehnung des Sozialen 
in Richtung Wohlfahrts- 
staat. Heute ist dieser von 
Erhard so gefürchtete Wohl- 
fahrtsstaat längst Realität. 

Er ist ein Moloch, der unse- 
ren   Wohlstand   gefährdet, 

der die Anspruchs- und Voll- 
kaskomentalität fördert und 
der seine Bürger in letzter 
Konsequenz entmündigt 
und zu willenlosen Almo- 
senempfängern macht", er- 

klärte der MIT-Vorsitzende. 
Schuld an dieser Ent- 

wicklung seien unzählige 
Verstöße gegen Geist und 
Gesetze der Marktwirt- 
schaft, so Schiarmann. Die- 
se seien mit verantwortlich 

für die sinkende Zustim- 
mung zur Sozialen Markt- 
wirtschaft in der Bevölke- 
rung. Schiarmann betonte 

insbesondere, dass auch die 
Rolle der Unternehmer und 
der Manager in der Sozialen 
Marktwirtschaft überdacht 
werden müsste, um diese 
weiterhin zu legitimieren. 

An diese Worte knüpfte 
der Vorsitzende der Ludwig- 
Erhard-Stiftung, Hans D. 
Barbier, an und analysierte 

nachdenklich das Tagungs- 
thema „Renaissance der So- 
zialen Marktwirtschaft". Der 
MIT-Vorsitzende des gast- 
gebenden NRW-Landesver- 

bandes, Hartmut Schauerte, 
erinnerte an die Wünsche 
der Initiatoren der ersten 

Mittelstandsausschüsse.   Es 
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waren Forderungen nach 
spürbaren Steuersenkun- 
gen, die Bekämpfung der 
Schwarzarbeit und die Be- 
grenzung der wirtschaftli- 
chen Tätigkeit der öffentli- 
chen Hand. Daraus leitete 
der Bundestagsabgeordne- 
te und Parlamentarische 
Staatssekretär im Bundes- 
wirtschaftsministerium den 
„immer wieder frischen Auf- 
trag an die Politik" ab, sich 
der alten Probleme stets 
aufs Neue anzunehmen. 

Höhepunkt der Veranstal- 
tung war die Rede von Bun- 
deskanzlerin Angela Merkel. 
Die Vorsitzende der CDU 

Deutschlands erklärte, dass 
es „mit der CDU keine „Rei- 
chensteuer" geben wird, bei 
der die Gewerbebetriebe zu- 
sätzlich belastet werden". 
Ferner plädierte sie für die 
tendenzielle Entkoppelung 
der Kosten der sozialen Si- 

cherungssysteme von der Er- 
werbsarbeit, für mehr Wett- 
bewerb und mehr Eigenver- 
antwortung im Gesundheits- 
system. „Wenn wir die Men- 
schen verprellen, die 50, 60, 
70 Stunden pro Woche arbei- 
ten und dann nachts nicht 
schlafen können, weil sie 
nicht wissen, wo der nächste 
Auftrag herkommt, dann tö- 
ten wir das Herz der Sozialen 
Marktwirtschaft," sagte die 
Bundeskanzlerin. Mit Blick 

auf die Grundsatzprogramm- 
Debatte wünschte sie sich ei- 

Josef Schiarmann. MIT-Bundesvorsitzende 

ne lebendige Diskussion mit 
der MIT, „die dabei eine akti- 
ve und selbstbewusste Rolle" 
spielen solle. 

Als Dankeschön über- 

reichte der MIT-Bundesvor- 
sitzende, Josef Schiarmann, 
Bundeskanzlerin Angela 
Merkel ein Präsent. Dazu 
zählten auch zwei Zigarren 
der von Ludwig Erhard bevor- 
zugten Marke. Rauchwaren 
fürs Kanzleramt kamen Mer- 
kel nicht ungelegen: „Man- 
che, die zu mir kommen, fra- 

gen: .Gibt es noch die Zigar- 
ren von Schröder?' Die gibt es 
natürlich nicht, aber jetzt ha- 
be ich ja die von Erhard!" 

In seiner Rede sprach 
sich der bayerische Staats- 
minister für Wirtschaft, In- 
frastruktur, Verkehr und 
Technologie, Erwin Huber 
(CSU), ebenfalls gegen eine 
„Reichensteuer" aus, die 

auch die Wirtschaft belastet. 
Zudem plädierte Huber er- 

neut für eine wettbewerbs- 
fähige Unternehmensteuer- 
reform ab 2008, die Mittel- 

ständlern mehr Eigenkapi- 
talbildung ermöglichen soll. 

Zum Abschluss wurde in 
zwei Panels mit Experten 
diskutiert. Das erste Panel 
beschäftigte sich mit der 
Frage, ob „Wohlstand für al- 

le" ein realistisches Bild für 
die Zukunft sei. Das zweite 
Panel erörterte die erfor- 
derliche Balance zwischen 
„Laissez-faire und staatli- 
chen Interventionen". Ob 
Forum oder Rede, überall 
spiegelte sich die Tagungs- 
frage nach einer möglichen 

„Renaissance der Sozialen 
Marktwirtschaft" wider. Ei- 
nige Erkenntnisse waren 
trotz unterschiedlicher An- 
sätze durchaus erkennbar: 
Soziale Sicherheit und wirt- 
schaftliche Prosperität sind 
zwei Seiten einer Medaille. 
Zudem braucht Arbeit 
Wachstum und Wachstum 
wiederum setzt Freiheit 
voraus: Erhard'sche Grund- 
sätze, die heute noch ge- 
nauso aktuell sind wie vor 
fünfzig Jahren. 

14|06 



Innenministerkonferenz 

Union setzt Fördern und Fordern durch 

Schwerpunkte der dies- 
jährigen Frühjahrskonfe- 
renz der Ständigen Kon- 
ferenz der Innenminister 

und -Senatoren der Länder 
(IMK) waren neben der 
Sicherheit bei der Fußball- 
Weltmeisterschaft 2006 
die Einigung auf Eckpunk- 
te für bundeseinheitliche 
Einbürgerungsstandards. 

Der Vorsitzende der In- 
nenministerkonferenz und 
Bayerische Staatsminister 
des Innern, Günther Beck- 
stein, zeigte sich mit den 
Ergebnissen sehr zufrieden: 
„Die Beratungen haben zum 

einen gezeigt, dass sich 
die Sicherheitsbehörden in 
Bund und Ländern auf die 
Fußball-Weltmeisterschaft 
als das sportliche Großer- 
eignis des Jahres in bisher 
nie da gewesenem Umfang 
sorgfäl-tig vorbereitet ha- 
ben. Die Einigung auf ge- 
meinsame Eckpunkte für 
bundeseinheitliche Einbür- 
gerungsstandards unter- 
streicht das gemeinsame In- 
teresse aller Innenminister 
und -Senatoren, in Deutsch- 
land nur Menschen einzu- 
bürgern, die auch wirklich 
integriert sind." 

Integration 

Die Innenministerkonfe- 
renz betonte, dass die erfolg- 
reiche Integration recht- 
mäßig in Deutschland le- 
bender Migranten im wohl- 
verstandenen Interesse der 
aufnehmenden Gesellschaft 
sowie der zugewanderten 
und zuwandernden Men- 

schen liege. Entsprechend 
dem Prinzip des Forderns 
und Forderns seien Zuwan- 

derer und Aufnahmegesell- 
schaft gehalten, ihren Bei- 
trag zum Gelingen der Inte- 

RONALD POFALLA: WICHTIGER SCHRITT ZUR 
BESSEREN INTEGRATION 

Die von den Innenminis- 
tern der Bundesländer er- 
reichte Einigung auf eine 
bundesweit einheitliche 
Regelung von Einbürge- 
rungen ist ein wichtiger 
Schritt, um unsere auslän- 
dischen Mitbürger besser 
zu integrieren. Damit set- 
zen wir ein weiteres Vor- 
haben aus dem Koaliti- 
onsvertrag um, nämlich 
die Einbürgerungspraxis 
in ganz Deutschland zu 
vereinheitlichen. 

Es ist richtig, 
dass Menschen, 
die die deutsche 
Staatsbürger- 
schaft anstreben, 
nachweisen, dass 
sie etwas über 
Deutschland wis- 
sen und sich mit 
dem deutschen 
Staat auch identifizieren: 
Wer Deutscher werden 
will, soll sich zu unserer 
Gesellschaftsordnung be- 
kennen. Dazu gehört ganz 

Ronald Pofalla, 
Generalsekretär der 
CDU Deutschlands 

entscheidend 
das Bekenntnis 
zur freiheitlich 
demokratischen 
Grundordnung 
unseres Ge- 
meinwesens. 

Eine gelunge- 
ne Integration 
der Menschen, 

die auf Dauer zu uns kom- 
men, ist von grundlegen- 
der Bedeutung für die in- 

nere Verfassung unserer 
Gesellschaft. 
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Integration 

1- Reihe (oben) v.l.: Staatssekretär August Hanning, Staatssekretär Ulrich Preise, Gottfried Timm, Ingo Wolf, Uwe Schünemann, 
2. Reihe (mitte) v.l.: Staatssekretär Jürgen Staupe, Staatssekretär Thomas vom Bruch, Ralf Stegner, Karl Peter Bruch, Heribert Rech, Karl 
Heinz Gasser, Holger Hövelmann, 3. Reihe (unten) v.l.: Volker Bouffier, Udo Nagel, Annegret Kramp-Karrenbauer, Günther Beckstein, 
Jörg Schönbohm 

gration zu leisten. Schluss- 
punkt gelungener Integra- 
tion ist die Einbürgerung. 
»Erst sie eröffnet den Zu- 
gewanderten die uneinge- 
schränkte Teilhabe am ge- 
sellschaftlichen Leben mit 
den sich darin bietenden 
Chancen und bereichert un- 
ser Land durch die einge- 
brachte Vielfalt. Migranten 
Müssen es als ihre selbstver- 
ständliche Aufgabe begrei- 
fen, sich und ihre Kinder in 

die deutsche Gesellschaft 
2u integrieren, und ihren 
aktiven Beitrag zu leisten", 
so    der     IMK-Vorsitzende 

Beckstein. Auf der Grundla- 
ge des Prinzips des Forderns 
und Forderns hält die In- 
nenministerkonferenz so- 
wohl weitere qualitative 
Verbesserungen der Inte- 
grationskurse als auch die 
Mitarbeit der Zuwanderer 
daran für erforderlich. Sie 
begrüßt die vom BMI initi- 
ierte und derzeit stattfin- 
dende Evaluierung und die 
Bemühungen der Beauf- 

tragten der Bundesregie- 
rung für Migration, Flücht- 
linge und Integration. 

Die IMK ist der Auffas- 
sung,   dass   u.a.   folgende 

Eckpunkte Grundlage der 
weiteren Beratungen sein 
sollen: 

Das Grundgesetz be- 
stimmt die Grundwerte un- 
serer Gesellschaft. Es ist 
auch für Migranten die ver- 

bindliche Grundlage des Le- 
bens in der Bundesrepublik 
Deutschland. Zu den Grund- 
werten gehören auch die 

Glaubens- und Religionsfrei- 
heit sowie Meinungs- und 
Pressefreiheit. Der Staat 
bekämpft den Islamismus 
und alle anderen Ausprä- 
gungen des Extremismus. Er 
muss aber auch gegenüber 
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allen Bestrebungen extremis- 
tisch-religiöser Gruppen, die 
zu einem Rückzug aus der 
Gesellschaft führen, eine 
klare Haltung einnehmen. 

• Migranten müssen 
sich aktiv zu Demokratie 
und moderner Gesellschaft 
als gemeinsamer Grundlage 
des Miteinanders beken- 
nen. Integrationsvereinba- 
rungen können ein gutes 
Mittel sein, um bleibebe- 
rechtigte Neuzuwanderer 
und bereits hier lebende 
Ausländer mit Integrations- 
bedarf frühzeitig und ziel- 
gerichtet auf dem Weg der 
Integration in unsere Gell- 
schaft zu begleiten. 

• Neben Eltern und Fa- 
milien müssen auch Lehrer 
und Erzieher einen aktiven 

Anteil bei der Erziehung 
zu Demokratie, Gewaltfrei- 
heit, Gleichberechtigung 
und Selbstbestimmung von 
Mann und Frau und religiö- 
ser Toleranz übernehmen. 

• Parallelgesellschaften 
gefährden die Basis des ge- 
sellschaftlichen Miteinan- 
ders. Bei aller Achtung des 
verfassungsmäßigen Rechts 
der Eltern zur Erziehung ih- 
rer Kinder findet dieses 
Recht da seine Grenzen, wo 
Eltern ihre Kinder von Bil- 
dung und Erziehung in einer 

modernen Gesellschaft aus- 
schließen. Kinder müssen 
z.B. am vollen Schulunter- 
richt, d.h. auch am Sport - 

und Biologieunterricht und 
an Klassenfahrten, teilneh- 
men. Ziel muss es sein, dass 
alle Kinder und Jugendlichen 

angemessene Bildungspers- 
pektiven erhalten und jeder 
einzelne junge Mensch so 
gut wie möglich gefördert 
und gefordert wird. 

• Wer in Deutschland 
lebt, muss Deutsch verste- 
hen und sprechen können. 

Erwachsenen Zuwande- 
rern bietet das Zuwande- 
rungsgesetz mit den bundes- 
unterstützten Integrations- 
kursen ein Startangebot, das 
auch den bereits hier leben- 
den Ausländerinnen und 
Ausländern weiter offen ste- 
hen muss. Wo trotz staatli- 

chen Förderangebotes die 
Bereitschaft zum Kursbesuch 

nicht besteht, müssen Sank- 
tionen verstärkt werden. 
Denkbar wären hier Kürzun- 
gen von staatlichen Transfer- 
leistungen oder die Koppe- 

lung des Arbeitsmarktzugan- 
ges bei Neuzuwanderinnen 
und Neuzuwanderern an die 
vorherige Teilnahme an ei- 
nem Integrationskurs. 

• Städtebau, Wohnraum- 
förderung und Stadtumbau 
sind wichtige Instrumente 
erfolgreicher Integration 
um zu verhindern, dass 
Stadtviertel „sozial umkip- 
pen" und zu Räumen wer- 
den, in denen Gesetze keine 
Beachtung finden und Paral- 
lelgesellschaften  ihre eige- 

nen Regeln durchsetzen. Die 
Länder appellieren an die 
Kommunen und die Woh- 
nungsunternehmen, durch 

ein vorausschauendes Bele- 
gungsmanagement ethnisch 
abgeschlossene Wohnquar- 
tiere zu vermeiden. 

Die Innenminister und - 
Senatoren sehen in den vor- 
stehenden Eckpunkten eine 
geeignete Grundlage für die 
anstehenden weiteren Ge- 
spräche im Rahmen des ge- 
planten Integrationsgipfels 
der Bundesregierung im 
Sommer 2006 und bieten 
ihre Mitwirkung an. 

Einbürgerung 

Die IMK hält es für erfor- 
derlich, dass in Zukunft für 
die Einbürgerung bundes- 
weit grundsätzlich folgende 
gleiche Standards gelten 
sollen: 

• Regelmäßig rechtmä- 
ßiger Daueraufenthalt von 
acht Jahren. 

• Beherrschen der deut- 
schen Sprache, orientiert am 
Sprachniveau B 1 des ge- 
meinsamen europäischen 

Sprachrahmens, was durch 
einen schriftlichen und 
mündlichen Sprachtest nach- 
zuweisen ist. 

• Höhere Anforderun- 

gen an die Rechtstreue: 
Die bisherigen Bagatell- 

grenzen,    innerhalb    derer 
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Integration 

Straftaten die Einbürgerung 
nicht hindern, sind unver- 
hältnismäßig hoch. Um die 
Rechtstreue des Einbürge- 
rungsbewerbers sicherzu- 
stellen, soll in der Regel 
künftig bereits eine Ver- 
urteilung zu einer Geld- 
strafe von 90 Tagessätzen 
die Einbürgerung aussch- 
ließen. Dabei sollen kleinere 
Strafen kumuliert werden 
können. 

• Für Einbürgerungswil- 
lige werden in allen Ländern 
Einbürgerungskurse mit bun- 
deseinheitlichen Standards 
und Inhalten angeboten 

und in eigener Verantwor- 
tung durchgeführt, in denen 
staatsbürgerliches Grund- 
wissen sowie die Grundsätze 
und Werte unserer Verfas- 
sung vermittelt werden. Die 
geforderten Kenntnisse müs- 
sen insbesondere in den The- 
menfeldern „Demokratie", 
..Konfliktlösungen in der de- 
mokratischen Gesellschaft", 
..Rechtsstaat", „Sozialstaat", 
»Verantwortung des Einzel- 
nen für das Gemeinwohl", 
..Teilhabe an der politischen 
Gestaltung", „Gleichberech- 
tigung von Mann und Frau", 
..Grundrechte" sowie „Staats- 
symbole" erworben werden. 
Die Kurse sind in der Regel 

von den Einbürgerungswilli- 
gen zu finanzieren. 

Die Innenministerkon- 
ferenz bittet den Bundes- 
minister   des   Innern,   das 

Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) zu 
beauftragen, aufbauend auf 
den Inhalten der Integra- 

tionskurse/Orientierungs- 
kurse ein Konzept für die 
Einbürgerungskurse sowie 
für eine Einbürgerungsfi- 
bel und die Standards für 

Nachweismodalitäten zu er- 
arbeiten. 

Ob ausreichende Kennt- 
nisse dieser Inhalte vorlie- 
gen, ist von den Einbürge- 
rungsbehörden zu überprü- 
fen. Die erforderlichen 
Kenntnisse sind in der Regel 

nachgewiesen, wenn der 
Einbürgerungswillige eine 
Bescheinigung über die er- 
folgreiche Teilnahme an ei- 
nem Staatsbürgerkurs, der 
den Kriterien des BAMF 
entspricht, erhalten hat. Bei 
entsprechenden Vorkennt- 
nissen kann die Überprü- 
fung auch ohne die in der 

Regel obligatorische Kurs- 
teilnahmeerfolgen. 

• Loyalitätserklärung 
und Bekenntnis zu unserer 
freiheitlichen demokrati- 
schen Grundordnung - wie 
im geltenden Recht vorge- 
sehen - mit der Möglichkeit 
der Überprüfung von Zwei- 
felsfällen in einem Einbür- 
gerungsgespräch. 

• Ausschluss verfas- 
sungsfeindlicher Bestre- 
bungen: 

Über die bereits gesetz- 
lich vorgeschriebene Regel- 

anfrage beim Verfassungs- 
schutz hinaus soll der Ein- 
bürgerungsbewerber selbst 
zu Mitgliedschaften oder 

Unterstützungshandlungen 
in extremistischen oder 
extremistisch beeinfluss- 
ten Organisationen befragt 
werden. 

• Die Einbürgerung soll 
in einem feierlichen Rah- 
men vollzogen werden. Sie 
soll durch Eid oder feier- 

liches staatsbürgerliches 
Bekenntnis dokumentiert 
werden. Dadurch wird die 

Verbindlichkeit der getrof- 
fenen Entscheidung hervor- 
gehoben. 

Durch bundesgesetzli- 
che Regelung soll fest- 
geschrieben werden, dass 
von einzelnen Vorausset- 
zungen Ausnahmen mög- 
lich sind, soweit die Inte- 
gration gesichert ist, und 
für Bewerber, die beson- 

dere Integrationsleistun- 
gen insbesondere beim 
Sprachniveau erbringen, die 
Mindestzeit des rechtmäßi- 
gen Daueraufenthalts auf 
sechs Jahre verkürzt werden 
kann. 

Die IMK richtete eine 
länderoffene Arbeitsgrup- 
pe unter Federführung 
des Vorsitzlandes ein, mit 
dem Ziel, eine gemein- 

same Bundesratsinitiative 
sowie die weiteren Um- 
setzungsschritte vorzube- 
reiten. 
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Grundsatzprogramm-Debatte 

Große Resonanz bei den 
Regionalkonferenzen 

Nach der erfolgreichen 
Auftaktveranstaltung zur 
Grundsatzprogramm-Dis- 
kussion am 25. April in 
Potsdam war die Resonanz 
der Mitglieder auch auf 
den Regionalkonferenzen 

in Bad Fallingbostel und in 
Karlsruhe immens groß. 

Saarland folgten der Einla- 
dung in die Schwarz- 
waldhalle nach Karlsruhe. 

Die Parteivorsitzende, 
Bundeskanzlerin Angela 
Merkel, wies vor den Teil- 
nehmern dieser beiden Ver- 
anstaltungen noch einmal 
auf die Bedeutung des 

neuen Grund- 
satzprogramms 
für die Zu- 
kunftsfähigkeit 
der CDU hin. Die 

Welt habe sich 
seit 1994 weit 
stärker     verän- 

dert, als dies damals abzuse- 
hen gewesen sei, so die Vor- 
sitzende. 

Es reiche heute nicht 
mehr zu sagen, was andere 
falsch machten, argumen- 
tierte Merkel. In einer glo- 
balisierten Welt müssten 
Antworten auf ganz unter- 
schiedliche Fragen gefun- 
den werden. Hierzu ge- 
hörten unter anderem Fra- 
gen nach der Bewahrung 
der Freiheit angesichts glo- 
baler Bedrohungen durch 

religiösen Fanatismus und 
internationalen Terrorismus 

Über 2.000 Gäste aus 
den Reihen der Union ka- 
men in die Heidmarkhalle 
nach Bad Fallingbostel in 
der Lüneburger Heide. Ein- 
geladen hatten die Landes- 
verbände aus Niedersach- 
sen sowie die Landes- 
verbände Bremen, Ham- 
burg und Schleswig-Hol- 
stein. Noch einmal 1.500 
Mitglieder aus den Landes- 
verbänden Baden-Württem- 
berg,   Rheinland-Pfalz   und 
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Grundsatzprogramm-Debatte 

oder nach der Zukunft der 

Sozialen Marktwirtschaft 
angesichts der Herausfor- 

derungen der Globalisie- 
rung. 

Die Betonung des christ- 

lichen Menschenbildes be- 
gründe das daraus erwach- 
sene Selbstverständnis, die 
Schöpfung für künftige Ge- 
nerationen bewahren und 

schützen zu müssen. Das 
Bewusstsein um die christli- 
chen Werte als Grundlage 
unserer Gesellschaft und 
unserer Kultur schaffe erst 
die Möglichkeit einer kriti- 
schen Auseinandersetzung 
rnit anderen Kulturen. Ne- 

ben Angela Merkel riefen 
auch die Vertreter der betei- 

ligten Landesverbände ihre 

Mitglieder zu einer aktiven 
Beteiligung an der Grund- 
satzprogramm-Diskussion 
auf: in Bad Fallingbostel die 
Vorsitzenden Bernd Neu- 
mann aus Bremen und Peter 
Harry Carstensen aus 
Schleswig-Holstein sowie 

der Generalsekretär der 
CDU in Niedersachsen, Ulf 
Thiele; Peter Müller und 

Günter H. Oettinger als Lan- 
desvorsitzende aus dem 

Saarland   und   aus   Baden- 

Württemberg sowie der 
Landesvorsitzende der CDU 

Rheinland-Pfalz, Christoph 
Bohr, in Karlsruhe. 

Das diese Aufrufe nicht 
ungehört verhallen, zeich- 
nete sich schon im Rah- 

men der bisherigen drei 

Regionalkonferenzen ab. 
Die zahlreichen Anregun- 
gen und Wortbeiträge las- 
sen eine intensive und 

konstruktive Programm- 
Diskussion erwarten. 

I4IO6 



Rede finden 

SieinderDokt 
Regieru ngserklärung 

„Verfassungsvertrag zum Erfolg führen u 

Die unions geführte Bun- 

desregierung will einen 
Weg aus der festgefahre- 
nen Verfassungskrise in 
Europa suchen und eine 
neue Ära in der EU einlei- 
ten. 

„Wir müssen den Stand 
des Projekts Europa kritisch 
überprüfen" und dabei die 

Perspektive des Bürgers 
einnehmen, erklärte Bun- 
deskanzlerin Angela Merkel 
in ihrer ersten Regierungs- 
erklärung zur Europapolitik 
im Bundestag. „Deshalb 
sollten wir der historischen 
Begründung Europas eine 
Neubegründung hinzufü- 
gen." Sie räumte ein, dass 
die Europäische Union (EU) 
trotz ihrer historischen Ver- 
dienste als Friedensord- 
nung vielen Bürgern ihren 

Nutzen nicht klar mache. 
Es sei ein Rückschlag, 

dass die EU-Verfassung in 
Frankreich und den Nieder- 
landen von der Bevölkerung 
abgelehnt worden sei. „Ich 
möchte diesen Verfassungs- 
vertrag", so Angela Merkel. 
Der Vertrag sei notwendig 
und für die Handlungsfähig- 
keit der EU entscheidend. 
Die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands machte deut- 
lich, dass sie   die deutsche 

Angela Merkel, 
Bundeskanzlerin und CDU-Vorsitzende 

EU-Ratspräsidentschaft im 
ersten Halbjahr 2007 dafür 
nutzen wolle, einen Weg 

aus der Krise zu suchen. 
„Wir müssen den Bürger 

in den Mittelpunkt stel- 
len", sagte sie. Deutschland 
übernimmt am 1. Januar 
2007 die EU-Ratspräsident- 

schaft. 
Der europäische Eini- 

gungsprozess oder die Ver- 
ständigung auf einen Fi- 
nanzrahmen reichten nicht 
mehr aus. Sie betonte: „Ich 
denke, es geht um nicht 
mehr und nicht weniger, als 
dass wir der historischen 
Begründung der Europäi- 
schen Union eine Neube- 
gründung hinzufügen." Nur 

dann werde es gelingen, aus 
Europa auch im 21. Jahrhun- 
dert „eine Erfolgsgeschich- 

te" zu machen. 

Bei der Neuausrichtung 
der Europäische Union stell- 
te Merkel den Bürokratie- 
abbau an die erste Stelle. 
Hier können 25 Prozent des 
Aufwands reduziert wer- 
den. Außerdem sollte darü- 
ber nachgedacht werden, 
ob nicht wie in Deutschland 
auch auf EU-Ebene alle bis 
zum Wahltag nicht be- 
schlossenen Richtlinien ver- 

fallen. 
Das Gebot der Stunde 

sei neben dem notwendigen 
Bürokratieabbau in der EU, 
eine Stärkung der gemein- 
samen Außen- und Sicher- 

heitspolitik. „Europa muss 
eingreifen, bevor es zu 
dramatischen Konflikten 
kommt", betonte die Kanz- 
lerin und fügte hinzu, Euro- 
pa könne seinen Wertean- 
spruch nicht allein bei sich 
umsetzen, „sondern muss 
da helfen, wo andere nicht 
mehr allein klar kommen". 
Diese Lektion habe man auf 
dem Balkan gelernt. 

Angela Merkel forderte, 
Europa müsse den Men- 
schen wieder näher ge- 
bracht werden. „Wir müssen 
den Menschen beweisen, 
dass wir mit Europa erfolg- 
reicher sind als ohne", sagte 
die Bundeskanzlerin. 
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Aus den Ländern 

Nordrhein-Westfalen 

Integrationsbeirat nimmt Arbeit auf 

Mit der Konstituierung 
des neuen Landesbeirates 
für Vertriebenen-, Flücht- 

lings- und Spätaussiedler- 
fragen unterstreicht die 
neue nordrhein-westfäli- 
sche Landesregierung die 
Kontinuität in der Inte- 
grationspolitik und be- 
kennt sich zur besonderen 
Verantwortung gegenüber 
den Spätaussiedlern. 

Seit 1989 sind rund 
700.000 Spätaussiedlerin- 
nen und Spätaussiedler 
nach Nordrhein-Westfalen 
gekommen und haben hier 
ihren neuen Lebensmit- 
telpunkt gefunden. „Die 
überwältigende Mehrheit 
dieser Menschen ist bereits 
ein wichtiger Teil unserer 
Gesellschaft und wir neh- 
men es zu wenig wahr", sag- 
te der Integrationsbeauf- 
tragte der Landesregierung 
Thomas Kufen. 

Schwerpunktmäßig wer- 
de sich der neue Landes- 
beirat unter anderem dem 
Problem der beruflichen Ein- 
gliederung der neuen Bürger 

Nordrhein-Westfalens zu- 
wenden. „Wir müssen es 
schaffen, dass jemand mit 
20-jähriger Berufserfahrung 
roit seinen mitgebrachten 
Qualifikationen   auf   unse- 

Thomas Kufen, Integrationsbeauftragter 
Nordrhein-Westfalen 

rem Arbeitsmarkt auch ei- 
ne Chance  hat", so Kufen. 

Kultur der 
Anerkennung 

Die Kenntnisse der deut- 
schen Sprache und deren 
Verbesserung stehen eben- 
falls ganz weit oben auf 
der Liste. Zielgruppenspezi- 
fische Sprachkursangebote 
im Rahmen bestehender 
Möglichkeiten sollen an die- 
ser Stelle ansetzen. 

„Ich werbe aber in meiner 
Funktion als Integrationsbe- 
auftragter für die Politik der 
Anerkennung. Es reicht nicht 
aus nur auf die Defizite hin- 
zuweisen. Wir werden es 
nicht schaffen, dass die Men- 
schen sich angenommen füh- 
len, wenn sie dauernd darauf 

hingewiesen werden, was sie 
alles nicht können und noch 
lernen müssen. Wir brauchen 

einen Perspektivenwechsel. 
Wir müssen stärker anerken- 
nen, dass diese jungen Men- 
schen durch den Zuwande- 
rungshintergrund und die 
damit verbundenen Lebens- 
orientierungen und Soziali- 
sationsbedingungen auch 

ein Potenzial für die deut- 
sche Gesellschaft und für das 
zukünftige Europa sind", 
führte Kufen die Grundprin- 
zipien seiner Arbeit aus. „Wir 
brauchen eine Kultur der An- 
erkennung und des gegen- 
seitigen Respekts", forderte 

der Integrationsbeauftragte. 
„Gezielte berufliche Qua- 

lifizierungsmaßnahmen für 
Spätaussiedler mit akademi- 
scher Ausbildung sind in die- 
sem Kontext genauso will- 
kommen wie die Erweite- 
rung des Angebots von Rus- 
sischunterricht an weiter- 
führenden Schulen", knüpft 

der Integrationsbeauftragte 
an die kürzlich geführte De- 
batte um Abiturfächer an 
Schulen an. „Hier möchte ich 
mit meiner Arbeit im Lan- 
desbeirat gemeinsam mit 
anderen Mitgliedern an- 
packen und diese Situation 
nachhaltig verändern." 
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Aus den Ländern 

Thüringen: 

CDU stärkste Kraft in Kreisen und Städten 

Nach der erfolgreichen 
Kommunalwahl in Hessen 
konnte sich nunmehr die 
Union auch bei den Land- 
rats- und Oberbürgermei- 
sterwahlen in Thüringen 

als stärkste Kommunalpar- 
tei behaupten. Mit 41,5 
Prozent und einem Vor- 
sprung von fast 16 Pro- 
zentpunkten gegenüber 
den SPD-Kandidaten ist 
dies eine wichtige Be- 
stätigung für die führen- 

den Kommunalpolitiker 
vor Ort. 

„Die Kommunalwahl hat 
erneut die Breite unserer 
kommunalen Basis unter 
Beweis gestellt," zeigte sich 
der thüringische Generalse- 
kretär Mike Mohring zufrie- 
den. Mit dem landesweiten 
Ergebnis von 41,5 % ist die 

Mike Mohring, 
Generalsekretär Thüringen 

Union nach der ersten Run- 
de der Kommunalwahl allei- 
ne so stark, wie SPD und 
PDS zusammen. 

In sieben Landkreisen 
haben die CDU-Landrats- 
kandidaten auf Anhieb ge- 
wonnen. „Besonders freut 
mich dabei, dass neben den 
sechs bestätigten Amtsin- 

habern mit Benno Kaufhold 

unser Kandidat im Umkreis 

neu ins Landratsamt ein- 
ziehen kann", so Mohring. 

35 Bürgermeisterkandida- 
ten der CDU bzw. von der 
CDU unterstützte Kandida- 
ten konnten sich bereits im 
ersten Wahlgang durchset- 
zen, 23 weitere stehen in 
der Stichwahl. 

Die Ausgangslage für 
den 21. Mai ist gut. In fünf 
Landkreisen und in drei 
kreisfreien Städten gehen 
die CDU-Kandidaten mit ei- 
ner klaren Führung in die 
Stichwahl. „Wir müssen al- 
les tun, um unsere Wähler 
wieder an die Urnen zu bit- 
ten. Die Mobilisierung des 
gesamten bürgerlichen La- 
gers steht dabei einer rot- 
roten Trostlosigkeit entge- 
gen", erklärte Mohring. 

BREMEN: NEUMANN IM AMT BESTÄTIGT 

Bernd Neumann bleibt 
Landesvorsitzender der 
Bremer CDU. Der Kultur- 
staatsminister im Bun- 

deskanzleramt wurde 
auf einem Landespartei- 
tag mit überwältigen- 
der Mehrheit im Amt be- 
stätigt. 

199 Delegier- 

te votierten für 
Neumann, 12 ge- 
gen ihn. Damit 

wurde er für wei- 
tere zwei Jahre 
im Amt bestätigt. 
Es war bereits 
Neumanns      14. 

Bernd Neumann, 
Landesvorsitzender der 
CDU Bremen 

Wiederwah I. 

Bernd Neumann 
ist somit der am 
längsten amtie- 

rende Vorsitzen- 
de eines CDU- 
Landesverban- 

des in Deutsch- 
land. 
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Aus den Ländern 

Baden-Württemberg: 

Koalition besiegelt 

CDU und FDP haben die 
Fortsetzung ihrer Koaliti- 
on in Baden-Württemberg 
formell besiegelt. Der 
CDU-Landesvorsitzende, 
Ministerpräsident Gün- 
ther Oettinger, und FDP- 
Landeschefin Birgit Hom- 
burger unterzeichneten in 
Stuttgart den 80-seitigen 
Koalitionsvertrag als Basis 
für die gemeinsame Regie- 
rungsarbeit in den kom- 

menden fünf Jahren. 
Zuvor hatte der Landes- 

parteitag der CDU in Villin- 
gen-Schwenningen dem Ver- 

Günther H. Oettinger, 
Ministerpräsident Baden-Württemberg 

trag mit großer Mehrheit zu- 
gestimmt. „Das ist ein guter 
Start für unsere neue Regie- 
rung", sagte Oettinger. Die 

Koalitionsvereinbarung mit 
den Liberalen trage die 
Handschrift der CDU. Im 
Mittelpunkt des Koalitions- 
vertrages stehen die Themen 

Arbeitsmarkt, Bildung, tech- 
nische Innovation, Haus- 
haltskonsolidierung und Fa- 
milienpolitik. Der Landesetat 
soll nach dem Willen der Ko- 
alition ab 2011 ohne neue 

Schulden finanziert werden. 
„In den 80 Seiten findet sich 

keine einzige Kröte, die wir 
schlucken mussten," so der 

Landesvorsitzende und Mi- 
nisterpräsident. 

SENIOREN-UNION STÄRKT EHRENAMTLICHE STRUKTUREN 

Mit der Einführung von 
Basis-Seminaren, der Ver- 
stärkung von Partner- 
schaften und Neugrün- 
dungen von Kreisverbän- 
den will die Senioren-Uni- 
on die ehrenamtlichen 
Strukturen in den neuen 
Bundesländern stärken. 

Um dieses Ziel zu errei- 
chen, fand unter der ge- 
meinsamen Leitung des 
Vorsitzenden des Arbeits- 
kreises „Neue Bundeslän- 
der" der Senioren-Union 

der CDU, des ehemaligen 
sächsischen     Bundestags- 

NAUER-HAl 

r/CDU 
undesgesc 

abgeordneten Rainer Jork 
(I.), und des Ehrenvorsit- 
zenden der Senioren-Uni- 
on, Bernhard Worms (r.) 
die mittlerweile zweite Ar- 
beitssitzung im Konrad- 
Adenauer-Haus in Berlin 

statt. „Engagierte Persön- 

lichkeiten und 
attraktive Ver- 
bände in den 
Städten und 

Kreisen sind der 
Schlüssel für ei- 

ne positive Mit- 
gliederentwick- 
lung", so der 

Bundesvorsitzende der Se- 
nioren-Union, Otto Wulff, 
der wöchentlich Veranstal- 
tungen an der Basis be- 
sucht und dort in regel- 
mäßigem Erfahrungsaus- 
tausch mit Ehrenamtlichen 
und Bürgern steht. 
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Elterngeld - mehr Unterstützung 
für Familien 

Nach den aktuellsten Be- 
schlüssen des Koalitions- 
ausschusses steht fest: Ab 
dem 1. Januar 2007 wird es 
in Deutschland mit dem El- 
terngeld eine neue finanzi- 
elle Unterstützung für Fa- 
milien geben. Das Eltern- 
geld schafft einen Frei- 
raum für Eltern, sich Zeit 
für Kinder zu nehmen, oh- 
ne deshalb einen finanziel- 
len Einbruch verkraften zu 

müssen. 
Das Elterngeld ist eine 

Maßnahme, die es Eltern ge- 
meinsam mit dem Ausbau 
der Kinderbetreuung, der 
verbesserten steuerlichen 
Absetzbarkeit von Kinderbe- 
treuungskosten und mehr 
Familienfreundlichkeit im 
Arbeitsleben erleichtern soll, 
den eigenen Kinderwunsch 
zu verwirklichen. 

Stabile Finanzierung 

Die meisten Familien brau- 
chen und wollen heutzutage 
dauerhaft zwei Einkommen 
für eine stabile Finanzierung 
ihres Familienlebens und für 
die wirtschaftliche Selbst- 
ständigkeit beider Partner. 
Mit Einführung eines Eltern- 
geldes   wird   der   „Achter- 

**• 

Ursula von der Leyen, Bundesministerin 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

bahn-Effekt des Familien- 
einkommens", wie im 7. Fa- 
milienbericht zu Recht der 
Verlauf des Familienein- 
kommens nach Geburt ei- 
nes Kindes beanstandet 
wird, abgemildert. Das El- 
terngeld ist als Ersatzleis- 
tung für das wegfallende Er- 
werbseinkommen des be- 
treuenden Elternteils konzi- 
piert. Es wird die wirtschaft- 

liche Grundlage der Famili- 
en erhalten, wenn die Eltern 
ihr Kind im ersten Jahr nach 
der Geburt selbst betreuen 
wollen. Die Orientierung 
der Leistung am Einkommen 
und ihre Begrenzung auf ein 
Jahr sollen auch Anreize zur 
Rückkehr ins Erwerbsleben 
sein und dazu beitragen, 
dass Mütter und Väter ihre 
Existenz auf Dauer selbst- 
ständig    und    unabhängig 

von   staatlichen   Fürsorge- 
leistungen sichern können. 

Freiheit 

Das Elterngeld will die Frei- 
heit der Familie vergrößern, 
ihr selbst gewähltes Lebens- 

modell zu leben. Dafür steht 
auch ein Mindestelterngeld 
in Höhe von 300 Euro für al- 
le Familien im ersten Le- 
bensjahr des Kindes, unab- 
hängig von Einkommensver- 
lust, Einkommenserzielung 
und Einkommensverteilung. 

Das Gesetz wird ausdrück- 
lich keine Aufgabenvertei- 
lung in den Familien festle- 
gen, aber es will einen Bei- 
trag für die Gleichstellung 
der Geschlechter leisten 
und zugleich Erziehung als 
ein gemeinsames Anliegen 

der Eltern aufwerten. 

Eine Übersicht über die 
wichtigsten Elemente 
des neuen Instrumen- 
tes der Familienförde- 
rung sowie Daten und 
Fakten rund um das 
Elterngeld finden Sie im 
CDU-Mitgliedernetz 

unter www.cdunet.de. 
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Europa - der Renationalisierung 
widerstehen 

Anlässlich einer Konferenz 
mit den nationalen Par- 
lamenten über die Zukunft 
Europas im Europäischen 
Parlament hat der Vorsit- 
zende der EVP-ED-Frak- 

tion, Hans-Gert Pöttering, 
nachdrücklich vor der Ge- 
fahr einer Renationalisie- 
rung der Europäischen 

Union gewarnt und an 
die Grundlagen der Euro- 
päischen Union erinnert: 
gemeinsame Werte, soli- 
darisches Handeln durch 

gemeinschaftliche Institu- 
tionen und Handlungs- 
fähigkeit nach innen und 
außen. 

Anlässlich des Europata- 

ges erinnerte Hans-Gert 
Pöttering daran, dass Euro- 
pa im Kern ein Projekt zur 

Sicherung des Friedens in 
Europa ist, das mit der Er- 
klärung Robert Schumans 
am 9. Mai 1950 seinen An- 
fang genommen und in der 
Folge die europäischen In- 
stitutionen begründet hat. 
Die europäischen Institutio- 
nen seien die Garantie für 
solidarisches Handeln in der 
Europäischen Union. „Des- 
wegen müssen wir jeder Re- 
nationalisierung widerste- 
hen", erklärte Pöttering, 
Dies sei ein wichtiges Ar- 

Hans-Gert Pöttering, 
Vorsitzender der EVP-ED-Fraktion 

gument   für   den   europäi- 

schen   Verfassungsvertrag. 

Kernbegriff 

Das Europäische Parlament 
sei heute Mitgesetzgeber in 
nahezu 75% der Gesetz- 

gebung. Dies sei ein großer 
Erfolg für den Parlamen- 
tarismus in der Europäi- 
schen Union. Aber der Pro- 
zess der Parlamentarisie- 
rung müsse in Partnerschaft 
mit den nationalen Parla- 
menten weiter fortgesetzt 

werden. 
Solidarität sei ein Kern- 

begriff der Europäischen 
Union. Als Beispiel nannte 
Pöttering die Einforderung 
der europäischen Solida- 
rität durch Polen bei der 
Energieversorgung. Dies sei 

ein richtiges Anliegen, er- 
fordere aber auch umge- 
kehrt die Solidarität Polens 
in anderen europäischen 

Fragen. „Solidarität ist keine 
Einbahnstraße, sondern be- 
ruht immer auf Gegensei- 
tigkeit", so Pöttering. 

Handlungsfähigkeit 
sichern 

Nachdrücklich forderte Pöt- 
tering, die Handlungsfähig- 

keit Europas zu sichern. 
Gerade in Zusammenarbeit 
mit den amerikanischen 

Partnern könne Europa 
nur dann Einfluss nehmen, 
wenn es stark und hand- 
lungsfähig ist. 

„Europa kann nur auf 
Grundlage der gemeinsa- 
men Werte, der Achtung 
und Verteidigung der Men- 
schenrechte, der Freiheit, 
der Demokratie und des 
Rechts als Modell innerhalb 

und außerhalb der Europäi- 
schen Union überzeugen." 
Auf dieser Grundlage kön- 
nen nationale Parlamente 
und das Europäische Parla- 
ment gemeinsam mit Lei- 

denschaft und Entschlos- 
senheit die Zukunft Europas 

bauen. 
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Grundsatzprogramm-Diskussion 

Junge Union/Senioren-Union 

Christliche Grundwerte stärker betonen 

Im Rahmen einer gemein- 
samen Sitzung haben die 
Senioren-Union der CDU 
Deutschlands und die Jun- 
ge Union Deutschlands an- 
gekündigt, bei der Diskus- 
sion über das neue Grund- 
satzprogramm der CDU 
eng zusammenarbeiten zu 
wollen. 

Dazu erklärten die beiden 
Bundesvorsitzenden Otto 
Wulff (Senioren-Union) und 
Philipp Mißfelder (Junge 

Union): 
Junge Union und Senio- 
ren-Union werden ge- 
meinsam darauf dringen, 
dass christliche Grund- 
werte und mehr Verant- 
wortung für das Gemein- 
wohl Leitmotiv dieses 
Programms werden. Das 
christliche Menschenbild 
mussauch im 21.Jahrhun- 
dert Grundlage des politi- 
schen Handelns der Uni- 
onsparteien bleiben. 
Senioren-Union und Jun- 
ge Union begrüßen aus- 
drücklich das von Bundes- 
familienministerin Ursula 
von der Leyen gemeinsam 
mit den Kirchen ins Leben 
gerufene „Bündnis für Er- 
ziehung". Sie fordern die 
Kritiker des Bündnisses 
auf, sich diesem im Sinne 

v.l.: JU-Bundesvorsitzender Philipp Mißfelder, SU-Vorsitzender Otto Wulff und Hendrik 
Wüst. JU-Landesvorsitzender NRW 

einer verstärkten werte- 
gebundenen Erziehung 
anzuschließen. 

• Junge Union und Senio- 
ren-Union verurteilen je- 
de Form von Rassismus, 
religiösem Fanatismus 
und Gewalt. Sie sprechen 
sich für einen verstärkten 
interkulturellen Dialog 
aus, dessen Ziel indessen 
eindeutig die Akzeptanz 
des Wertekanons des 
Grundgesetzes sein muss. 

I Senioren-Union und Jun- 

ge Union fordern CDU 
und CSU auf, die Ideen 
der Sozialen Marktwirt- 
schaft weiterhin im Mit- 
telpunkt ihrer Program- 
matik anzusiedeln. Dazu 

gehört ein fairer Aus- 
gleich zwischen den Ge- 

boten der wirtschaftli- 
chen Vernunft und denen 
der sozialen Gerechtig- 
keit. 
Junge Union und Senio- 
ren-Union werden den 
Dialog der Generationen 

auch künftig durch eine 
Vielzahl gemeinsamer 

Veranstaltungen auf re- 
gionaler und örtlicher 
Ebene fortsetzen, wie es 
bereits seit Jahren von uns 
praktiziert wird. Ihr Ziel ist 
ein Miteinander der Gene- 
rationen. Gemeinsam for- 
dern sie verstärkte An- 
strengungen in der Famili- 
enpolitik, die es jungen 
Menschen ermöglichen, 
Beruf und Familie besser 
als bisher miteinander 

vereinbaren zu können. 
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Tourismuspolitik 

„Tourismusgipfel  Nord" 

Reiseziel Norddeutschland stärken 

Die erste Zusammenkunft 
von CDU-Bundes- und Lan- 
despolitikern mit führenden 
Vertretern der Landesmar- 
keting-Organisationen, der 
Deutschen Zentrale für Tou- 
rismus sowie der Tourismus- 
wirtschaft war ein in diesem 
Ausmaß unerwarteter Erfolg 
und zugleich eine große Her- 
ausforderung. 

Auf dem Treffen, an dem 
neben dem Initiator, dem 
Hamburger Bundestagsabge- 

ordneten Jürgen Klimke, auch 
Klaus Brähmig, tourismuspoli- 
tischer Sprecher der Bundes- 
tagsfraktion und Jürgen Sei- 
del, Landesvorsitzender der 
CDU Mecklenburg-Vorpom- 

mern sowie Spitzenkandidat 
der bevorstehenden Land- 
tagswahl, teilgenommen hat- 

ten, wurde die Notwendig- 
keit, ein gemeinsames schlag- 
kräftigeres Marketing für Tou- 
rismus in Norddeutschland zu 

schaffen, deutlich. 
Die mehr als 30 Teilneh- 

mer waren sich einig: Der 
..Tourismusgipfel Nord" hat 
gute und vor allem ganz kon- 

krete Ergebnisse erbracht. Da- 
bei haben sowohl Bundes- 
und Landespolitik als auch 
Tourismusmarketing-Organi- 
sationen von den Touristikern 
ihre „Hausaufgaben" erhalten. 

Klaus Brähmig, MdB (tourismuspolitischer Sprecher CDU/CSU-BT-Frakt.), Jürgen Seidel 
(CDU-Landesvorsitzender und Spitzenkandidat Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpom- 
mern, Präsident Tourismusverband MV), Inse-Marie Ortgies, MdL, (tourismuspolitische 
Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion Niedersachsen), Jürgen Klimke, MdB, (Organisator 
der Veranstaltung, Obmann der CDU/CSU-Bundestagsfraktion im Tourismusausschuss), 
Jürgen Feddersen, MdL, (tourismuspolitischer Sprecher der CDU-Landtagsfraktion Nie- 
dersachsen). 

Vor allem eine gemeinsame 
Strategie sowie ein gemeinsa- 
mer Auftritt der Küstenländer 
im Ausland wurden von vielen 
Experten als dringend not- 
wendig für mehr ausländische 
Gäste in Norddeutschland an- 
gesehen. 

Das Instrument für ge- 
meinsames Marketing ist die 
bereits vorhandene Wer- 
begemeinschaft „Deutsches 

Küstenland", mit der die 
Nordländer gemeinsam in 

Österreich, der Schweiz und 
China um Touristen werben. 
Die Notwendigkeit verstärk- 
ten gemeinsamen Marketings 

der Nordländer wurde von 
den Experten vor allem in Be- 
zug auf Skandinavien gese- 
hen, wo bei aller - durchaus 
gewollten - Konkurrenz noch 
viel Raum für gemeinsame Ak- 

tivitäten bleibt. 

Themen, die die Touristi- 
ker auf dem „Tourismusgipfel 
Nord" der Bundespolitik ans 
Herz legten, waren die Einrei- 
sebedingungen für Touristen 
aus Asien, die Sicherheitsbe- 
stimmungen auf Fährschiffen 
innerhalb des Schengen-Rau- 
mes, die steuerliche Behand- 
lung von Bordverkäufen auf 
Kreuzfahrtschiffen sowie die 
Lenkzeitregelungen für Busse. 
Jürgen Klimke und Klaus Bräh- 
mig versprachen, sich hier für 

tourismusfreundlichere Rege- 
lungen einzusetzen. 

„Tourismusgipfel Nord" soll 
fortgeführt werden. Im Winter 

2007 ist das nächste Treffen im 
Beisein des Tourismusbeauf- 
tragten der Bundesregierung, 
Ernst Hinsken, geplant. Mittel- 
fristig soll die Veranstaltung 
auch für Politiker anderer Par- 
teien geöffnet werden. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

EU-Strukturförde- 
rung auf gutem Weg 

Die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion begrüßt, dass sich 
der Rat der Europäischen 
Union, EU-Kommission und 
Europäisches Parlament in 
konstruktiven und zielge- 
richteten Gesprächen auf 
die neuen Strukturfonds- 
verordnungen für die Fi- 

nanzperiode 2007-2013 
verständigt haben. 

Nachdem der Rat der 
Wirtschafts- und Finanzmi- 
nister das Paket am 5. Mai 
einvernehmlich beschlossen 
hat, kann auch mit der Zu- 
stimmung des Europäischen 
Parlamentes in den kommen- 
den Wochen gerechnet wer- 
den. Damit wird die Voraus- 
setzung geschaffen, dass die 
für die neue Finanzperiode 
zur Verfügung gestellten 
Strukturfondsmittel ab dem 
1. Januar 2007 für die von den 
Mitgliedstaaten zu beantra- 
genden Förderprojekte zur 
Verfügung stehen. Für die 
Bundesrepublik Deutschland 
sind dies über 23 Mrd. Euro, 

von denen über 13 Mrd. 
den ostdeutschen Ländern 
zugute kommen. 

Besonders erfreulich ist, 
dass die Bundesregierung in 
den Verhandlungen eine Rei- 
he von Zielen durchsetzen 
konnte, die gerade für 
Deutschland eine hohe Prio- 

Michael Stübgen 

rität haben. Bekanntermaßen 
hatte der Europäische Rat be- 
schlossen, einen Großteil der 
Fördermittel an die Lissabon- 
Ziele von mehr Wachstum 
und Beschäftigung zu binden. 
Es ist der Bundesregierung 

gelungen, die für Deutsch- 
land so wichtige gewerbliche 
Investitionsförderung im Sin- 
ne der Strukturfondsverord- 
nungen Lissabon-fähig zu 
machen. Unternehmensver- 
lagerungen mit Hilfe euro- 
päischer Strukturfondsmittel 

werden massiv erschwert, da 
die EU-Kommission jetzt bei 
größeren Investitionen zwin- 
gend die Arbeitsplatzeffekte 
überprüfen muss. Wir be- 
grüßen auch, dass die private 
Kofinanzierung jetzt generell 

möglich ist und es im Bereich 
der so genannten nichterstat- 
tungsfähigen Mehrwertsteu- 
er zukünftig keine Diskrimi- 

nierung bei der Förderung 
mehr gibt. Auch beim Pro- 
blem der „Zusätzlichkeit" der 
Strukturfondsmittel ist eine 

Lösung gefunden, die wir im 
Interesse der neuen Bundes- 
länder mit Nachdruck unter- 
stützen. Es kommt jetzt dar- 
auf an, dass die Bundesländer 
im Zusammenwirken mit der 
Bundesregierung die geplan- 
ten Förderprojekte finalisie- 
ren und so im Nationalen 
Strategischen Rahmenplan 
zusammenbinden, damit die 
verfügbaren Fördermittel der 
Europäischen Union ab dem 
1. Januar 2007 der Bundesre- 
publik Deutschland unge- 
schmälert zu Gute kommen 
können. 

Die zügige Verständigung 
auf den Abschluss der in- 
terinstitutionellen Vereinba- 
rung zeigt, dass die Europäi- 
sche Union vorankommen 

kann, wenn die europäischen 
Institutionen und die Natio- 
nalstaaten miteinander und 
nicht gegeneinander han- 
deln. In einem Europa von 
25 Mitgliedstaaten sind da- 
bei immer wieder die Bereit- 
schaft zu Kompromissen und 
der Verzicht auf nationale 
Egoismen gefordert. Dies 
schafft neues Vertrauen auch 
bei den europäischen Bür- 

gern. Dafür wird sich die 
CDU/CSU-Bundestagsfrakti- 
on auch in Zukunft mit Nach- 
druck einsetzen. 

Michael Stübgen ist der 

Vorsitzende der Arbeitsgrup- 
pe Angelegenheiten der Eu- 
ropäischen Union der Bun- 
destagsfraktion. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Merkel-Regierung 
weiter auf 

Wachstums- und 
Konsolidierungskurs 

Die unionsgeführte Bun- 
desregierung setzt ihren 
Kurs der Wachstumsför- 
derung und Haushaltskon- 
solidierung unbeirrt fort. 
Mit der Anhebung der 
Mehrwertsteuer senken 
wir gleichzeitig die Ar- 
beitslosenversicherungs- 

beiträge. 
Es ist besser Konsum als 

Arbeit zu besteuern. Dem 
Befund zu hoher Brutto- 

lohnkosten folgen nun Ta- 

ten. Die Staatsquote wird 
am Ende der Legislaturperi- 
ode wieder auf das Niveau 
der Widervereinigung zu- 

rückgeführt. 
Die Union macht mit der 

Haushaltskonsolidierung 
ernst. Erstmals seit fünf Jah- 
ren werden wir in Deutsch- 
land im kommenden Jahr 
wieder Maastricht und die 
Verfassung einhalten. Wir 
stemmen in 2007 ein Kon- 
solidierungsvolumen von 
rund 35 Mrd. €. Angesichts 
der rasanten Entwicklung 
der Ausgaben insbesondere 
bei Hartz IV sind weitere 

Konsolidierungsanstren- 
gungen  unverzichtbar.  Die 

Steffen Kampeter 

großen finanziellen Not- 
wendigkeiten zur Absen- 
kung des Krankenversiche- 
rungs- und des Arbeitslo- 

sen Versicherungsbeitrags 
übersteigen das Volumen 
der    Mehrwertsteueranhe- 

GENERALSEKRETARSTREFFEN IN WIEN 

Zu einem Gedankenaus- 

tausch zu aktuellen The- 
men und zur Vertiefung 
der Zusammenarbeit tra- 

fen sich die Generalse- 
kretäre der deutschspra- 
chigen Mitgliedsparteien 
in der EVP in diesem Jahr 
in Wien. 

Außerdem auf der 
Agenda stand ein Erfah- 
rungsaustausch zu Fragen 
der Wahlkampfführung vor 
dem Hintergrund der letz- 
ten Bundestagswahl in 

Deutschland und den im 
Herbst anstehenden Na- 
tionalratswahlen in Öster- 

reich. An dem traditionel- 
len Treffen nahmen fol- 

gende Generalsekretäre 

teil: Ronald Pofalla (CDU 
Deutschlands), Markus Sö- 
der  (CSU   Bayern),   Rein- 

hold Lopatka (Österreichi- 
sche Volkspartei), Alexan- 
der Mittermair (Südtiro- 

ler Volkspartei), Hansjörg 
Goop (Vaterländische Uni- 
on, Liechtenstein). 
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Maria Eichhorn 

bung bei weitem. 
Auch die konstruktiv kri- 

tischen Einlassungen der 
Sachverständigen bei der 
Anhörung zum Haushalts- 
begleitgesetz 2006 konnten 
keine geschlossene Alterna- 
tive zu dem von der Koali- 
tion vorgelegten Sanie- 
rungskonzept aufzeigen. So 
überzeugten die Verbände 
wenig, wenn sie einerseits 
die Mehrwertsteuererhö- 
hung ablehnen und ande- 
rerseits eine Absenkung des 
Beitrags zur Arbeitslosen- 
versicherung fordern. Ehr- 
lich und überzeugend war 
hingegen die Stellungnah- 
me von Prof. Dr. Rürup, 
ebenso wie von Prof. Dr. 
Bomsdorf, die beide zutref- 
fend erklärten, dass es zu 
der vorgesehenen Mehr- 
wertsteueranhebung keine 
Alternative gäbe. 

Auch hat der Präsident 
des Bundesrechnungshofs 
in klaren Worten deutlich 
gemacht, dass es angesichts 

des enormen und kurzfristi- 
gen Konsolidierungsbedarfs 
keine erstzunehmende Al- 
ternative zu Maßnahmen 
auf der Einnahmeseite gibt. 

Steffen Kampeter ist der 
haushaltspolitische Sprecher 
der Bundestagsfraktion. 

Drogenbericht 
alarmierend 

Erklärung anlässlich der 
Veröffentlichung des Dro- 

gen- und Suchtberichts 
2006 der Bundesregie- 
rung: Es ist beängstigend, 
dass es im letzten Jahr 
nicht gelungen ist, die Zahl 

der Abhängigen von lega- 
len Drogen wie Alkohol, 
Nikotin und Medikamen- 
ten zu senken. 

Ziel muss es sein, die 
nichtrauchende Mehrheit 
(63%) der Bevölkerung bes- 
ser zu schützen und insbe- 
sondere die Jugend vor der 
Nikotin- und Alkoholabhän- 
gigkeit zu bewahren. Die 
Einführung einer Chipkar- 
tenpflicht für Zigarettenau- 
tomaten ab 1. Januar 2007 
ist dabei ein richtiger Weg 

zum Schutz der Jugend. 
Nach dem Erfolg von 

Nichtrauchergesetzen etwa 

in Italien und Irland muss 
auch in Deutschland über 

ein generelles Rauchverbot 
in öffentlichen Gebäuden, 
Restaurants und vor allem 

über ein generelles Tabak- 
verbot im Umfeld von Ver- 
anstaltungen und Gebäu- 
den, die vor allem Jugendli- 
che als Zielgruppe haben, 
nachgedacht werden. Die 
Präventionsarbeit bei Ju- 
gendlichen muss verstärkt 
werden, da Tabak Einstiegs- 
droge für den späteren Kon- 
sum härterer Drogen ist. Ju- 
gendliche, die mit dem Rau- 
chen aufhören wollen müs- 
sen mehr Unterstützung be- 
kommen als bisher. 

Alarmierend ist auch die 
Zunahme des Konsums von 
Cannabis, gerade bei jungen 
Menschen. 32% der 12-25- 
jährigen haben schon Erfah- 
rung mit dieser Droge. Hier 

muss die Präventions- und 
Aufklärungsarbeit verbes- 
sert werden. Cannabis ist 
keine Spaßdroge wie vieler- 
orts behauptet, sie kann zu 
schweren physischen so- 
wie psychischen Schäden 
führen. Das Beratungs- und 
Therapieangebot muss stär- 
ker auf die Zielgruppe der 
jugendlichen Konsumenten 
ausgerichtet werden, denn 
junge Cannabiskonsumen- 
ten können nicht mit den 
gleichen Methoden behan- 
delt werden wie zumeist äl- 
tere Opiatabhängige. Nir- 
gendwo in Europa gibt es ei- 
ne höhere Zahl an Behand- 
lungsnachfragen, aber die 
geeigneten Therapiestruk- 

turen stehen nicht zur Ver- 
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fügung. Hier müssen Dro- 
genberatungsstellen und Ju- 
gendhilfe besser zusam- 
menarbeiten. 

Der im Bericht erwähnte 
Rückgang der Zahl der Dro- 
gentoten um vier Prozent 
auf 1.326 im letzten Jahr ist 
erfreulich. 

Das Vorhaben der Dro- 
genbeauftragten der Bun- 
desregierung, Heroin zu- 
künftig als Medikament für 
die Behandlung Schwerst- 
opiatabhängiger zuzulassen, 
lässt viele Fragen offen, etwa 
die Frage der Kosten. Viele 
Millionen Euro werden in 
Zeiten knapper Kassen für 
eine kleine Gruppe von Men- 
schen ausgegeben, während 

etwa für die Präventions- 
arbeit und die Therapie der 
vielen jugendlichen Canna- 
biskonsumenten noch nicht 
einmal ausreichende Mittel 
bereitstehen. 

Maria Eichhorn ist die 
Drogenbeauftragte der Bun- 
destagsfraktion. 

Stärkung der 
Verbraucherrechte 

begrüßenswert 

Mit dem Urteil des Bun- 
desgerichtshofes zu den 
Rückabwicklungsmöglich- 
keiten von Kaufverträgen 
bei mangelhaften Waren 
Wird eine weitere Rechts- 
unsicherheit bei  Kaufver- 

juiia Klöckner 

trägen ausgeräumt und 
der Verbraucher in seinen 

Rechten gestärkt. Aus 
Sicht des Verbraucher- 

schutzes ist das Urteil zu 
begrüßen. 

Der Bundesgerichtshof 
hatte in einem Urteil die 
Rechte der Verbraucher bei 
der Rückgabe mangelhafter 
Waren und Immobilien deut- 
lich gestärkt. So berechtigt 

nach dem Richterspruch 
auch ein vergleichsweise ge- 
ringer Mangel den Käufer 
zur Rückabwicklung des ge- 
samten Kaufvertrages, wenn 
der Verkäufer den Schaden 
bewusst verschwiegen hat. 

Gerade in diesen Fällen, 
in denen ganz bewusst zum 
Nachteil des Käufers ge- 
täuscht werden soll, ist es 
wichtig, den Verbraucher zu 
schützen. Dieses Ziel wird 
durch das aktuelle Urteil 
erreicht und stellt für arg- 
listige Verkäufer ein ab- 
schreckendes Bei-spiel auf. 

Nach dem Urteil besteht 

diese Rückabwicklungsmög- 
lichkeit auch bei vergleichs- 
weise geringem Mangel. In 
der Klage reichte ein Wasser- 
schaden von rund 2.500 Euro 
in einer 85.000 Euro teuren 
Wohnung, um die Rückab- 
wicklung des Kaufvertrages 
zu begründen. Ausschlagge- 
bend für das Urteilsergebnis 
war das arglistige Verhalten 
des Verkäufers. 

Julia Klöckner ist die 

Verbraucherschutzbeauf- 
tragte der Bundestagsfrak- 
tion. 

Aktuell auf 
www.cducsu.de 

„Ergebnisse des Koali- 
tionsausschusses vom 
1. Mai 2006. Zusam- 
menstellung der Ergeb- 
nisse." Eine Zusammen- 
fassung der Bundes- 
tagsfraktion (PDF- 
Downloand) 

Wie ist die Arbeits- 
struktur der Bundes- 
tagsfraktion? Wer sitzt 
im Vorstand der Bun- 
destagsfraktion? Wer 
sitzt welchen Arbeits- 
gruppen vor? Wer bear- 

beitet welche Themen? 
Antwort finden Sie im 
neuen „Who is Who" 
der Bundestagsfraktion 
(PDF-Download) 
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Fußständer für Sonnenschirme 

CDU Sonnenschirm 
Durchmesser 180 cm 

Bestell-Nummer:0458 
Preis je Stück: 38,00 € 
inkl. MwSt: 44,08 € 

Bestell-Nummer:0459 
Preis je Stück: 6,50 € 

inkl. MwSt: 7,54 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
CDU-Kundenbetreung 

Telefax 05241-8094165 
e-mail: 

cdu-shop@bertelsmann.de 
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